
Newsletter aus dem Landtag von Bernhard Seidenath, MdL, 30.01.2016

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Parteifreunde,

nach den interessanten und arbeitsreichen Klausurtagen der vorletzten Woche, über die ich Sie in
meinem letzten Newsletter informiert habe, sind wir in die erste Plenarwoche gegangen. Auch in
dieser stand wieder der große Zustrom von Asylbewerbern in unser Land im Mittelpunkt. Über
dieses und weitere Themen möchte ich Sie in meinem heutigen Newsletter unterrichten.

• Diese Woche im Plenum:
• Zwischenbilanz: Breitbandausbau in Bayern
• Kein Freibrief für kriminelle Flüchtlinge
• „Natura 2000“ zugestimmt
• Inklusion an Hochschulen stärken
• Guttenberger: Extremismus jeglicher Form bekämpfen
• Geschäftsführender Fraktionsvorstand im Amt bestätigt
• AK Wissenschaft und Kunst diskutiert über Kulturgutschutzgesetz
• Unsere Anträge
• Die Woche in Bildern
• Zahl der Woche: 151

Nun wünsche ich Ihnen eine interessante Lektüre und freue mich auf Ihre Reaktionen und Zu-
schriften.
Mit guten Wünschen für ein ruhiges, erholsames Wochenende und besten Grüßen
Ihr

Bernhard Seidenath

NewsletterNewsletter



Diese Woche im Plenum
In dieser Woche fand die erste Plenarsitzung im neuen Jahr statt. Die CSU-Fraktion hat zu dieser
Sitzung mehrere Dringlichkeitsanträge eingebracht, die Folgendes zum Inhalt haben:

Wir wollen im Wohnungsbau neue Impulse setzen. Deshalb haben wir die Staatsregierung aufge-
fordert, Baustandards zu überprüfen und rechtliche und bautechnische Anforderungen zu ent-
schärfen.

Zum Dringlichkeitsantrag Bezahlbarer Wohnungsbau: Standards überprüfen .

Nach den Übergriffen auf Frauen in Köln in der Silvesternacht halten wir es für dringend nötig,
das Sexualstrafrecht zu reformieren. Es ist untragbar, dass in Deutschland Frauen auf öffentlichen
Plätzen sexuell belästigt und ausgeraubt werden. Außerdem wollen wir Angriffe auf Einsatzkräfte
härter bestrafen.

Zum Dringlichkeitsantrag Konsequenzen aus den Übergriffen auf Frauen in der Silvesternacht in
Köln. 

Wir setzen uns dafür ein, dass Landwirte im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäi-
schen Union (GAP) nicht unverhältnismäßig belastet werden.

Zum  Dringlichkeitsantrag Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) Unverhält-
nismäßige Belastungen der Landwirte verhindern. 

Wir unterstützen das aktuelle Vorgehen der Staatsregierung, um die Bundesregierung wieder zur
Rückkehr zu geordneten Verhältnissen und Rechtsstaatlichkeit in der Flüchtlingskrise zu bewe-
gen.

Zum Dringlichkeitsantrag Für eine konstruktive Lösung der Flüchtlingskrise - 
Verfassungsklage als letztes Mittel einsetzen. 

Zwischenbilanz: Breitbandausbau in Bayern
Der Breitbandausbau in Bayern ist auf Erfolgskurs: Über 90 Prozent der Kommunen beteiligen
sich am Verfahren. Das schnelle Internet habe nicht nur eine faktische, sondern auch eine emotio-
nale Wirkung, erklärte Finanzminister Markus Söder, der in der Gesamtfraktion eine Zwischenbi-
lanz vorstellte. „Viele Gemeinden sind in Aufbruchsstimmung.“

Aktuell setzen 1.922 Kommunen das Programm um. Das ergibt insgesamt ein Fördervolumen von
258 Millionen Euro. Besonders zufrieden zeigte sich der Minister mit der Arbeit der Breitbandma-
nager an den Ämtern für Digitalisierung, Breitband und Vermessung. „Wir sind auf einem Weg,
der in Deutschland einzigartig ist", so Söder. Es gebe kein anderes Bundesland, das eine ähnliche
Infrastruktur habe.

Als „logische Ergänzung" kündigte der Minister für Landesentwicklung und Heimat die Einrich-
tung von kostenlosen WLAN-Hotspots in ganz Bayern an. Zwei davon soll es in jeder Gemeinde
geben. Dazu wurde in Straubing im Dezember ein WLAN-Zentrum eröffnet, das berät und unter-
stützt.

http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjttqxCAURf/FD/AWL6Pz1NJ5n4dCH4cTNZkwaRiiQ1pK/70qppQKwjqL43aDZdR+RcstAoeO0UqLmLpoVThLFwswi+YmUvovpgJdfka7ptaxgKIWaYWZkjwoHjQFbYQxmDHGqZFCCCMECElNcOLgTe+15KaXytAB+BBa2FTDclabYf9Pc9ro/deJTra1uSpda+VNsbd91Pr0YNE1pXu0hGzbhnv4DOuCZ1h8ghH7UCw55fk1fKSnfoYxXN7OTJOX9eFuEdw1LOQZ4hT9H0HrUfnu2OkO3/2Ajt8/J59j5g==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjttqxCAURf/FD/AWL9F5amnf+1Do43CiJhMmDUN0SEvpv1fFlFJBWGdx3G6wjNqvaLlF4NApWmkRU2etCmfpYgFm0dJESv/FXKDLz2jX1DYVUNQirTBTkgfFg6agjTAGM8Y4NVIIYYQAIakJTvTeDF5LbgapDB2Bj6GFzTUsZ7UZjv80p43ef53oZFtbqtK1Vt48qqV7rU97iy4p3aIlZN93PMBn2Fa8wOoTTNiHYslznl/DR3oYFpjC+e2FafK03d01gruElTxCnKP/I2g9Kt8DO9Xjmx/R6fsHJzxj6Q==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjttqxCAURf/FD/AWL6Pz1NJ5n4dCH4cTNZkwaRiiQ1pK/70qppQKwjqL43aDZdR+RcstAoeO0UqLmLpoVThLFwswi+YmUvovpgJdfka7ptaxgKIWaYWZkjwoHjQFbYQxmDHGqZFCCCMECElNcOLgTe+15KaXytAB+BBa2FTDclabYf9Pc9ro/deJTra1uSpda+VNvrd91Pr0YNE1pXu0hGzbhnv4DOuCZ1h8ghH7UCw55fk1fKSnfoYxXN7OTJOX9eFuEdw1LOQZ4hT9H0HrUfnu2CmN735Ax+8fJrJj5w==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjttqxCAURf/FD/AWL6Pz1NJ5n4dCH4cTNZkwaRiiQ1pK/70qppQKwjqL43aDZdR+RcstAoeO0UqLmLpoVThLFwswi+YmUvovpgJdfka7ptaxgKIWaYWZkjwoHjQFbYQxmDHGqZFCCCMECElNcOLgTe+15KaXytAB+BBa2FTDclabYf9Pc9ro/deJTra1uSpda+VNtrd91Pr0YNE1pXu0hGzbhnv4DOuCZ1h8ghH7UCw55fk1fKSnfoYxXN7OTJOX9eFuEdw1LOQZ4hT9H0HrUfnu2CmF735Ax+8fJihj5Q==


Kein Freibrief für kriminelle Flüchtlinge
Gegen einen Freibrief für kriminelle Flüchtlinge hat sich Dr. Florian Herrmann, innenpolitischer
Sprecher der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, ausgesprochen. Herrmann bezog sich auf
Medienberichte, wonach die Polizeiführung in Kiel und hochrangige Vertreter der Staatsanwalt-
schaft in Schleswig-Holstein sich bereits im Oktober 2015 darauf verständigt haben, Flüchtlinge
ohne Ausweis oder Registrierung regelmäßig nicht strafrechtlich zu verfolgen, wenn es sich um
einfach/niedrigschwellige Delikte wie Ladendiebstahl  oder Sachbeschädigung handelt.  „Das ist
eine Kapitulation des Rechtsstaats“, so Herrmann. „Selbstverständlich müssen wir jede Art von
Straftat verfolgen.“

Weiterlesen 

Zustimmung für „Natura 2000“-Verordnung
Die CSU-Fraktion hat der „Natura 2000“ -Verordnung zugestimmt. „Natura 2000“ - das steht für
ein europäisches Netz aus Schutzgebieten für besonders wertvolle Lebensräume und Arten, mit
dem die EU den Erhalt des europäischen Naturerbes sichern will. Umweltministern Ulrike Scharf
zeigte sich zufrieden: „Wir haben in einem breit angelegten Beteiligungsverfahren und unter Mit-
wirkung der Grundbesitzer und Landnutzer eine passgenaue, bürgerfreundliche Lösung für Bay-
ern gefunden.“

Mit der Verordnung werden die rechtlichen Anforderungen des nationalen und EU-Rechts 1:1 er-
füllt und vorhandene Spielräume zugunsten der Eigentümer weitestmöglich genutzt. Die CSU-
Fraktion hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass mit der Verordnung nur zwingende europa-
rechtlichen Vorgaben umgesetzt und keine darüber hinausgehenden Regelungen getroffen wer-
den.

Ausführliche Informationen zu "Natura 2000" finden Sie hier. 

Inklusion an Hochschulen stärken
Die CSU-Fraktion setzt  sich erfolgreich  für  bessere  Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit
chronischen Erkrankungen oder Behinderungen an den Hochschulen ein. „Insgesamt hat Bayern
für Barrierefreiheit an Unis und Museen im Haushaltsplan 2015 rund 5,1 Millionen Euro bereitge-
stellt, 2016 noch einmal 5,4 Millionen Euro“, so Oliver Jörg, hochschulpolitischer Sprecher.

Die Berichterstatterin im Hochschulausschuss Michaela Kaniber verwies auf den Ampelbericht,
der jedes Jahr vorgelegt wird. Darin dokumentiere das Staatsministerium für Bildung und Wis-
senschaft die baulichen Verbesserungen für Studierende mit Beeinträchtigung. „Hier zeigt sich,
dass der barrierefreie Ausbau in Bayern mit Nachdruck vorangetrieben wird.“

Weiterlesen 

Guttenberger: Extremismus jeglicher Form bekämpfen
Petra Guttenberger, rechtspolitische Sprecherin der CSU-Fraktion, hat den von Bundesjustizminis-
ter Heiko Maas geplanten ‚Rechtsextremismusgipfel' kritisiert. „Extremismus muss in jeder Form
bekämpft werden, einseitiges Vorgehen wird dem Problem nicht gerecht.“ Maas ignoriere in seiner
Einladung in nicht zu tolerierender Weise, dass Extremismus nicht nur von rechts komme, so
Guttenberger. „Gewalttaten durch Linksradikale und Islamisten gefährden die Sicherheit unserer
Bürger gleichermaßen.“
Weiterlesen 

http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjrFuwyAQht+FStmKAR/guyjqlC7dK3WqiMGJU9dyApErVX33Yot06II+Pt399zuSgr4jKWKuZdtImpg079YsnGUbF5DEhiJS+i/6Beq8JuqirscFjCBmDZdGq2BUsMJZBEQupVQCNQAggAMtMLTQeDx4qxUetEHROdWFEtavYTmr/N39nlVQ6PPPQY1lbFiVXWvlSXlve1urNcROKU1UVfM88zbeHgc3+uSO3IeqH3344tNpevpwO7mJ+YVN78edFI164K+XMV6eX7rz255tf34B1HpWgQ==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjsFKxDAQht8lwt5MM+kkaWZZ9iQI3gVPkm3S3WrtVpO1gvjupiXrwUv48jHzz+8IBH1HksRcy7aRFDHQz0YvnGUbFwBiQxEp/Rf9AnVeE3VRH8cFtCBmNAetZNAyGOGMRWs5AEhhFSJaRIdK2NBi4+3BGyXtQWkrOie7UML6NSxnlb+73jNSFXr7c4iyjA2rMmutPAnXtpe1WkPslNJEVTXPM2/j5XZwo0/uyH2o+tGHLz6dpv2r28Em5hc3vR93IJr6hj++n+8/h4fu5emObX9+AdKFVn8=
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdj1uOwyAMRffCAsAQA2O6mMpJ6ENKqlGARm01ex+SofPRv+Mj+9rmoCG8UjBB8CAOKdggtDt6t3GVQ9pABzE1kfOnuG7Q1THomlrOGzgIwjupnTXRmeiBPSGR1FobIIuIhMhogeKAXyP1o7eGeusITmxOsYVd97Ca1Wp+7/OmazT/O0Td2qZd+f2s2vnWuexPVn/J+Tsota6rTHkud9nzIy43OUZV5jVOWd04lyUNl5Kff8wGAJQ4/PwCV89UpQ==


Geschäftsführender Fraktionsvorstand im Amt bestätigt
Ein starkes Signal der Geschlossenheit: Bei der Klausurtagung in Wildbad Kreuth wurde Frakti-
onschef Thomas Kreuzer mit 97,6 Prozent Stimmen wiedergewählt.  Auch die stellvertretenden
Fraktionsvorsitzenden Josef Zellmeier, Karl Freller, Gudrun Brendel-Fischer und Kerstin Schreyer-
Stäblein wurden in ihrem Amt bestätigt.

AK Wissenschaft und Kunst diskutiert über Kulturgutschutzge-
setz
Schon lange vor seiner Verabschiedung hat das geplante Kulturgutschutzgesetz des Bundes hohe
Wellen geschlagen: Leihgeber wie etwa der Künstler und Bildhauer Georg Baselitz zogen ihre Bil-
der aus Museen ab. Hintergrund ist, dass Kunstwerke in Zukunft auch dann eine Genehmigung
brauchen, wenn sie ins europäische Ausland ausgeführt werden sollen. Die neue Regelung betrif
Bilder und Gemälde, die entweder älter als 70 Jahre sind oder einen Wert von 300.000 Euro (Regie-
rungsentwurf Stand November) überschreiten, aber auch andere Kunstwerke mit jeweils unter-
schiedlichen Wert- und Altersgrenzen.

Das Gesetz will deutsches Kulturgut besser vor Abwanderung ins Ausland schützen, wird äußerst
kontrovers diskutiert, auch vom Arbeitskreis Wissenschaft und Kunst der CSU-Fraktion. Es ist
auch deshalb umstritten, weil es verfassungsrechtlich fragwürdig ist und in die Kulturhoheit der
Bundesländer eingreift. Außerdem kommt ein kaum abschätzbarer zusätzlicher Verwaltungsauf-
wand auf die Länder zu.

Gemeinsam mit seinem Vorsitzenden Oliver Jörg diskutierte der Arbeitskreis diese Woche den
Entwurf mit dem Kunstsammler und Sachverständigen Dr. Harald Falckenberg aus Hamburg so-
wie dem Münchner Rechtsanwalt Dr. Hannes Hartung. Der Gesetzentwurf war noch vor Weih-
nachten vom Bundesrat mit Änderungen beschlossen worden und wird demnächst im Deutschen
Bundestag behandelt.

Unsere Anträge
Im Januar haben wir unter anderem Anträge zur ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum, zur
Digitalisierung und zum Notfallsanitätergesetz verabschiedet.

Eine Übersicht über alle Anträge finden Sie hier.

Die Woche in Bildern
In unserer Bildergalerie finden Sie Impressionen dieser Sitzungswoche.

Bilder der Woche 

http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjs1OxCAURt8Fk+6k/NPLhLhy5d7ElaGFznSsTR0Ya2J8d6FhXLiBw8nlu58zlJjvaJhBbkCHaKRBVL1qVTjLIRagBs1VpPRfTAV4/kZ4VZdjAUUM0gpTJVlQLGjiNAgATCllBKQQAoRwQhIIg+g89F5LBr1UQEbHxlDDpj0sZ9W3u+3TDCq9/znBuzo270rvtfIkvbW9FoDc/5TSatp22zY8xOv97Baf3BH70E6LD194Pa0Pb87yJuZTNzGF1dKmXy6Wsmby0XLFy91bQTp+h58/zp/D/DSeXx7R4ecX9MhdpA==
http://csu.tracking.mail2many.de/process.aspx?zp=eJxdjrFuwyAQht+FSt2CAR/gI4o6ZshuqVNFDE7cOpZTiFwpyrsXI9KhC/r4dPffbw1n5h6MMMR2ZBuMNISrD61WTrILK3BDxiJi/C+GFeq0xuqivk8rKGaIVpQrKbwSXjOrERAp51wwlACAABYkQ99B4/DotBR4lApZb0XvS9iQw1JW+dvnPS2aQpc/BzWUsTErnWulSf5se8vVkj/HOJuqWpaFduG2Ge3koj1R56thcv6Hzuf57cvu+GvI7+CmncTmhbZXt2nbQ//5vifbxy99y1YC


Zahl der Woche: 151
Sie kümmern sich, wenn es zu Missverständnissen zwischen Personal und Patienten kommt: Pati -
entenfürsprecher helfen Menschen im Krankenhausalltag - und das meistens ehrenamtlich. Zum
bundesweit ersten Tag des Patienten am 26. Januar hat Bayerns Gesundheitsministerin Melanie
Huml ihr Engagement gewürdigt. „Als unabhängige Vertrauensperson können Patientenfürspre-
cher dabei helfen, Missverständnisse zwischen Patienten und Krankenhausmitarbeitern aufzuklä-
ren.“

Bislang gibt es in jedem dritten Krankenhaus im Freistaat Patientenfürsprecher, insgesamt 151.
Die Ministerin will die Funktion auf alle bayerischen Krankenhäuser ausweiten. „Ihre Arbeit stei -
gert die Patientenzufriedenheit - und trägt so auch zur Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen
bei.“


